
      Tischvorlage

T/B Beilage                       6.0a                    
zur Einladung für die 40. Sitzung des

B e r i c h t Bau- und Vergabeausschusses am
31.01.2006

Gewichtsbeschränkung der Straßenbrücke in der Klenzestraße

hier: Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 23.01.2006

D r i n g l i c h e  A n m e l d u n g

zur Tagesordnung

des Bau- und Vergabeausschusses

am 31.01.2006

- öffentlicher Teil -

I. Sachverhalt:

Die Brücke Klenzestraße wurde 1994 im Rahmen des Eisenbahnneuordnungsgesetzes vom
27.12.1993 an die Stadt übergeben. Zum Zeitpunkt der Übergabe war die für ein 10 t  Feuer-
wehrfahrzeug tragfähige Brücke mit 12 t beschildert und in einem schlechten baulichen Zu-
stand. Die Bahn hatte die Brücke seit Jahren nicht mehr ausreichend unterhalten. In der Sitzung
des Bauausschusses am 20.06.1994 wurde nicht nur darüber berichtet, sondern auch die ent-
stehende Finanzierungslücke von ca. 10 Mio. DM für erforderliche Sanierungsmaßnahmen und
50.000 DM für den laufenden Unterhalt aufgezeigt, die durch die zwangsweise Übernahme von
zehn maroden Bahnbrücken entstehen wird.

Die Sanierungskosten alleine für die Brücke Klenzestraße wurden 1994 auf ca. 1,0 Mio. DM
geschätzt. Tatsächlich hat die Stadt für die anstehenden Sanierungsarbeiten 1997 aber nur
259.000.- DM für das Bauwerk erhalten. Die Verwaltung nutzte die noch geringen vorhandenen
Reserven im Bauwerk, in der Hoffnung in den nächsten Haushaltsperioden genug Mittel für eine
dauerhafte Sanierung oder zumindest einen Abriss des Bauwerks zu erhalten. Tatsächlich wa-
ren andere Maßnahmen entsprechend der Prioritätenliste des Bauwerkunterhalts durchwegs
dringender, sodass der 1998 von der Bahn gezahlte Ablösebetrag folglich für andere Maßnah-
men verwendet wurde (Stichwort: Brückennotprogramm). 

zu Frage 1:

Zehn Jahre nach Übergabe im Jahr 1994 durch die Bahn waren die Reserven im Bauwerk auf-
gebraucht und es musste einer vertieften Prüfung unterzogen werden. Dazu gehörte auch die
statische Nachrechnung des Bauwerks unter Einbeziehung des derzeitigen Bauwerkszustan-
des. Im Zuge der  Nachrechnung wurde festgestellt, dass die Bahn die Beschränkung auf 12 t
nicht nachvollziehbar vorgenommen hat. Die ursprüngliche Lastannahme im Jahr 1937 ging von 



„Menschengedränge“ oder alternativ von einer „16 t Walze“ aus. Eine Nachrechnung für die
Beschilderung auf 12 t erfolgte offenbar nicht. 
Die aktuelle Nachrechung basiert auf der im Jahr 2004 gültigen, einschlägigen DIN 1072 die
erheblich höhere Lastansätze vorgibt, nämlich eine Flächenlast von 500 kg/m² und ein entspre-
chendes Bemessungsfahrzeug. Als Ergebnis stellte sich heraus, dass die Brücke im Neubauzu-
stand  6 t trägt. 
Unter Einbeziehung des schlechten baulichen Zustandes war es ein Gebot der Sicherheit die
Brücke sofort auf 2,8 t herabzustufen. 

zu Frage 2:

Zur Verifizierung der Herabstufung auf 2,8 t werden in einem zweiten Schritt kurzfristig die vor-
handenen Materialkennwerte und Restquerschnitte erkundet, um mit diesen Werten in einer
weiteren Nachrechnung die tatsächliche Resttragfähigkeit der Brücke zu ermitteln. Diese Unter-
suchungen werden von einem weiteren Gutachter erbracht. Sobald das Ergebnis bekannt ist,
wird im Ausschuss darüber berichtet. 

zu Frage 3:

Derzeit wird die Erschließung der Sportanlage des ESV Rangierbahnhof e.V., des Kleingarten-
vereins Gartenstadt Nürnberg e.V., sowie eines Wohnheimes der DB AG von der Münchner
Straße aus vorbereitet. Die grundsätzliche Zustimmung der Hauptbeteiligten, nämlich des
Forstbetriebes Nürnberg als Grundstückseigentümer sowie des Vorstandes des ESV Rangier-
bahnhof als Pächter des betroffenen Grundstückes, wurde bereits erteilt. Eine provisorische
Erschließung wird in Kürze hergestellt, sodass die Erschließung gesichert ist. Der Endausbau
erfolgt sobald es die Witterungsverhältnisse zulassen.

zu Frage 4:

Nach Vorliegen aller Fakten und Untersuchungsergebnisse ist es möglich einen Vorschlag zur
Sanierung oder Erneuerung der Brücke Klenzestraße auszuarbeiten. In diesem Zusammen-
hang muss auch das Konzept der künftigen Verkehrserschließung diskutiert werden.
Die erforderlichen Mittel werden im Rahmen der Haushaltsaufstellung angemeldet.

II. Beilagen: - Antrag der Stadtratsfraktion der SPD vom 23.01.2006
- Vorlage zur Sitzung des Bauausschusses am 20.06.1994

- Vorlage zur Sitzung des Bauausschusses am 05.05.1998 mit Beschluss
und Vereinbarung DBAG/Stadt Nürnberg

III. Beschlussvorschlag:  keiner, da Bericht

IV. Herrn OBM

V. Ref. VI

Nürnberg, 30.01.2006
Referat VI
gez. Baumann






















